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Gesetz
zur Beschleunigung des Wohnungsbaus 

(WobauBeschlG)
Vom 4. Februar 2016

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des Friedhofsgesetzes

§ 6 des Friedhofsgesetzes vom 1. November 1995 (GVBl. S. 707), 
das zuletzt durch Nummer 110 der Anlage zum Gesetz vom 30. Juli 
2001 (GVBl. S. 313) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„Eine andere bauliche oder sonstige Folgenutzung kann im 
überwiegenden öffentlichen Interesse zugelassen werden.“

2.	 Satz 4 wird aufgehoben.

Artikel 2 
Änderung des Denkmalschutzgesetzes Berlin

Das Denkmalschutzgesetz Berlin vom 24. April 1995 (GVBI. 
S. 274), das zuletzt durch Artikel II des Gesetzes vom 8. Juli 2010 
(GVBl. S. 396) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 Dem § 5 wird folgender Absatz 3 angefügt:

„(3) Die Denkmalfachbehörde untersteht der Fachaufsicht der 
zuständigen Senatsverwaltung (oberste Denkmalschutzbehörde).“

2.	 Dem § 6 wird folgender Absatz 6 angefügt:
„(6) Die Denkmalfachbehörde berichtet vor Einvernehmens-

erteilung der obersten Denkmalschutzbehörde regelmäßig über 
überwiegend Wohnzwecken (Neubau- oder Sanierungsmaßnah-
men) dienende Vorhaben, für die eine denkmalrechtliche Geneh-
migungspflicht besteht und für die eine Erteilung des Einzelein-
vernehmens erforderlich wird.“

Artikel 3 
Änderung des Landeswaldgesetzes

Das Landeswaldgesetz vom 16. September 2004 (GVBl. S. 391), 
das durch Artikel IX des Gesetzes vom 11. Juli 2006 (GVBI. S. 819) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 In die Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 28 folgende 

Angabe eingefügt:
„§ 28a  Übergangsvorschrift“

2.	 § 6 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Wald darf nur mit Genehmigung der zuständigen Be-
hörde gerodet und in eine andere Nutzungsart umgewandelt 
werden (Umwandlung). Wird im Falle eines bauordnungs-
rechtlichen Genehmigungs- oder Zustimmungsverfahrens 
eine Genehmigung nach Satz 1 nicht bei der Behörde Berli-
ner Forsten gesondert beantragt, schließt die Baugenehmi-
gung oder bauordnungsrechtliche Zustimmung die Waldum-
wandlungsgenehmigung ein. Die Entscheidung ergeht nach 
den Vorschriften der Bauordnung für Berlin im Einverneh-
men mit der Behörde Berliner Forsten.“

b)	 Nach Absatz 1 werden die folgenden Absätze 2 und 3 ein-
gefügt:

„(2) Bei der Entscheidung über einen Umwandlungsan-
trag sind die Rechte, Pflichten und wirtschaftlichen Interes-
sen des Waldbesitzers sowie die Belange der Allgemeinheit 
gegeneinander und untereinander abzuwägen. Die Geneh-

migung soll versagt werden, wenn die Erhaltung des Waldes 
aus Gründen der Erholung oder aus Gründen der Leistungs- 
und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes überwiegend 
im öffentlichen Interesse liegt oder der Wald für die forst-
wirtschaftliche Erzeugung von wesentlicher Bedeutung ist. 
Die Genehmigung darf nur erteilt werden, wenn die beab-
sichtigte andere Art der Bodennutzung den Zielen der 
Raumordnung und den Darstellungen und Festsetzungen der 
Bauleitplanung nicht widerspricht.

(3) Der Genehmigung steht gleich, wenn für ein Grund-
stück in einem Planfeststellungsbeschluss oder einer ande-
ren öffentlich-rechtlichen Genehmigung mit Konzentra-
tionswirkung die Änderung der Nutzungsart festgestellt 
worden ist oder in einem rechtsverbindlichen Bebauungs-
plan nach §  30 Absatz 1 oder 2 des Baugesetzbuchs eine 
anderweitige Nutzung festgesetzt ist, sofern darin die hierfür 
erforderlichen vollständigen forstrechtlichen Kompensatio-
nen zum Ausgleich der nachteiligen Wirkungen festgesetzt 
oder durch städtebaulichen Vertrag nach § 11 des Baugesetz-
buchs geregelt sind.“

c)	 Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden die Absätze 4 und 5.
d)	 In dem neuen Absatz 4 werden die Sätze 3 und 4 aufgeho-

ben.
e)	 In dem neuen Absatz 5 wird das Wort „Umwandlungsgeneh-

migung“ durch das Wort „Genehmigung“ ersetzt.
3.	 Nach § 28 wird folgender § 28a eingefügt:

„§ 28a 
Übergangsvorschrift

Auf bauordnungsrechtliche Genehmigungs- und Zustim-
mungsverfahren, die vor dem 17. Februar 2016 eingeleitet wur-
den, findet § 6 Absatz 1 Satz 2 und 3 keine Anwendung.“

Artikel 4 
Änderung der Baumschutzverordnung

§  5 der Baumschutzverordnung vom 11. Januar 1982 (GVBl. 
S. 250), die zuletzt durch Verordnung vom 5. Oktober 2007 (GVBl. 
S. 558) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Die Genehmigung verliert ihre Gültigkeit, wenn die darin 
gestatteten Maßnahmen nicht innerhalb eines Jahres, im Falle 
eines bauordnungsrechtlich genehmigungspflichtigen Vorha-
bens innerhalb von drei Jahren, durchgeführt worden sind.“

2.	 Folgende Absätze 4 bis 6 werden angefügt:
„(4) Im Falle eines bauordnungsrechtlich genehmigungs-

pflichtigen Vorhabens entscheidet die Bauaufsichtsbehörde mit 
der Baugenehmigung zugleich auch über die Genehmigung 
einer Ausnahme nach den Absätzen 1 und 2. Die Entscheidung 
ergeht nach den Vorschriften der Bauordnung für Berlin im Ein-
vernehmen mit der für den Schutz des Baumbestandes zuständi-
gen Stelle.

(5) Abweichend von Absatz 4 kann bis zum 31. Juli 2018 die 
Genehmigung der Ausnahme gleichzeitig mit oder nach Einrei-
chung des Bauantrags gesondert bei der für den Baumschutz zu-
ständigen Behörde beantragt werden. In diesem Fall gilt die Zu-
lässigkeit der Nutzung im Sinne von Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 
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„l) 	die für Stadtplanung und Wohnungsbau zuständigen Stellen 
der für Bauwesen zuständigen Senatsverwaltung,“

4.	 In Nummer 4 wird folgender Buchstabe i angefügt:
„i) 	die für Stadtplanung und Wohnungsbau zuständigen Stellen 

der für Bauwesen zuständigen Senatsverwaltung,“
5.	 In Nummer 5 wird folgender Buchstabe j angefügt:

„j) 	die für Stadtplanung und Wohnungsbau zuständigen Stellen 
der für Bauwesen zuständigen Senatsverwaltung,“

Artikel 6 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 4. Februar 2015

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Michael  M ü l l e r

als gegeben, wenn das Vorhaben mit den Vorschriften über die 
Zulässigkeit der baulichen Anlagen nach den §§ 29 bis 38 des 
Baugesetzbuchs übereinstimmt; die Ausnahmegenehmigung er-
geht durch die für den Baumschutz zuständige Stelle im Beneh-
men mit der für die Stadtplanung zuständigen Stelle.

(6) Die Absätze 3 bis 5 gelten entsprechend für das Zustim-
mungsverfahren nach der Bauordnung für Berlin.“

Artikel 5 
Änderung der Bauverfahrensverordnung

§  16 Absatz 2 der Bauverfahrensverordnung vom 19. Oktober 
2006 (GVBl. S. 1035), die zuletzt durch Verordnung vom 22. März 
2013 (GVBl. S. 95, 131) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:
1.	 In Nummer 1 wird folgender Buchstabe l angefügt:

„l) 	die für Stadtplanung und Wohnungsbau zuständigen Stellen 
der für Bauwesen zuständigen Senatsverwaltung,“

2.	 In Nummer 2 wird folgender Buchstabe n angefügt:
„n) 	die für Stadtplanung und Wohnungsbau zuständigen Stellen 

der für Bauwesen zuständigen Senatsverwaltung,“
3.	 In Nummer 3 wird folgender Buchstabe l angefügt:
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Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des Gesetzes über 

die Stiftung Naturschutz Berlin
Das Gesetz über die Stiftung Naturschutz Berlin vom 26. März 

1981 (GVBl. S. 514), das zuletzt durch Artikel III des Gesetzes vom 
19. April 2006 (GVBl. S. 342) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:
1.	 § 1 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Die Stiftung Naturschutz Berlin ist eine rechtsfähige Stif-
tung des öffentlichen Rechts mit Sitz in Berlin.“

2.	 § 2 wird wie folgt gefasst:

„§ 2 
Stiftungszweck, Aufgaben

(1) Die Stiftung fördert materiell und ideell den Schutz der 
Natur und die Pflege der Landschaft. Sie trägt durch eigenes 
Handeln und die Förderung Dritter zur Erhaltung der natürli-
chen Umwelt und der natürlichen Lebensgrundlagen bei. Insbe-
sondere werden Konzepte, Pläne, Maßnahmen oder sonstige 
Projekte mit folgenden Zielen von der Stiftung gefördert, initi-
iert, begleitet oder umgesetzt:
1.	 Erhaltung und Verbesserung der biologischen Vielfalt und 

der Ökosystemdienstleistungen,
2.	 Erhaltung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Natur-

haushaltes sowie Bewältigung des Klimawandels und des-
sen Folgen,

3.	 Verbesserung des Erholungswertes der Stadtlandschaft,
4.	 Förderung des allgemeinen Verständnisses für die Ziele des 

Umweltschutzes einschließlich des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege sowie des Prinzips der Nachhaltigkeit der 
Nutzung der natürlichen Ressourcen,

5.	 Förderung der Forschung und modellhafter Untersuchungen 
auf dem Gebiet des Naturschutzes und der Landschaftspfle-
ge,

6.	 Aktivierung und Unterstützung zivilgesellschaftlichen En-
gagements für Anliegen des Umweltschutzes.

(2) Die Stiftung hat auch die Aufgabe
1.	 das Jagdwesen nach Maßgabe des § 21 Absatz 1 des Landes-

jagdgesetzes Berlin zu fördern,
2.	 am Grundstücksverkehr zum Zwecke des Naturschutzes und 

der Landschaftspflege teilzunehmen,
3.	 die ökologischen Freiwilligendienste durchzuführen oder zu 

fördern,
4.	 den Naturschutzpreis des Landes Berlin zu verleihen,
5.	 die Veranstaltung „Der Lange Tag der StadtNatur“ auszu-

richten,
6.	 Dritte als Dienstleister bei der Ausbringung zweckgebunde-

ner Mittel zu unterstützen,
7.	 Maßnahmen zur Aufklärung sowie zur Aus-, Fort- und Wei-

terbildung im Berliner Naturschutz zu fördern.“

3.	 Nach § 2 wird folgender § 3 eingefügt:

„§ 3 
Gemeinnützigkeit

(1) Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar die 
gemeinnützigen Zwecke der Förderung des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes 
und des Berliner Naturschutzgesetzes, des Umweltschutzes, der 
Forschung sowie des bürgerschaftlichen Engagements zuguns-
ten der vorgenannten gemeinnützigen Zwecke im Sinne des Ab-
schnittes „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung.

(2) Die Stiftung ist selbstlos tätig. Sie verfolgt nicht in erster 
Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

(3) Die Stiftung erfüllt ihre Aufgaben selbst oder durch eine 
Hilfsperson gemäß § 57 Absatz 1 Satz 2 der Abgabenordnung, 
sofern sie nicht im Wege der Mittelbeschaffung gemäß §  58 
Nummer 1 der Abgabenordnung tätig wird.“

4.	 Der bisherige § 3 wird der neue § 4 und wie folgt gefasst:

„§ 4 
Organe

(1) Organe der Stiftung sind der Vorstand, der Stiftungsrat und 
die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer (Geschäftsfüh-
rung).

(2) Die Mitglieder des Vorstands und des Stiftungsrats sind 
ehrenamtlich tätig.“

5.	 Der bisherige § 4 wird aufgehoben.
6.	 § 5 wird wie folgt gefasst:

„§ 5 
Vorstand

(1) Die drei Mitglieder des Vorstands werden jeweils vom Se-
nat von Berlin berufen und abberufen. Sie werden jeweils von 
einer der drei im Stiftungsrat vertretenen Gruppen für die Dauer 
einer Wahlperiode des Abgeordnetenhauses von Berlin vorge-
schlagen. Wird von dem Vorschlagsrecht kein Gebrauch ge-
macht, so erfolgt die Berufung auf Vorschlag der für Naturschutz 
und Landschaftspflege zuständigen Senatsverwaltung. Eine 
gleichzeitige Mitgliedschaft im Vorstand und im Stiftungsrat ist 
unzulässig.

(2) Der Vorstand verwaltet die Stiftung nach Maßgabe des 
Gesetzes, der Satzung sowie unter Berücksichtigung der Be-
schlüsse des Stiftungsrats und ist verantwortlich für die Erfül-
lung des Stiftungszwecks.

(3) Die Vorsitzende oder den Vorsitzenden und die stellver-
tretende Vorsitzende oder den stellvertretenden Vorsitzenden 
wählt der Vorstand aus seiner Mitte.

(4) Die Mitglieder des Vorstands bleiben bis zur Ernennung 
des neuen Vorstands auch nach Ende der Wahlperiode des Abge-
ordnetenhauses im Amt. Auf eigenen Wunsch kann ein Vor-
standsmitglied jederzeit ausscheiden. Scheidet ein Vorstands-
mitglied vorzeitig aus, so wird nach Maßgabe des Absatzes 1 ein 
neues Vorstandsmitglied ernannt.“

7.	 Nach § 5 werden die folgenden §§ 6 und 7 eingefügt:

Gesetz
zur Neuregelung der 

Stiftung Naturschutz Berlin
Vom 4. Februar 2016
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„§ 6 
Geschäftsführung und Geschäftsstelle

(1) Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer wird vom 
Vorstand berufen und abberufen.

(2) Die Geschäftsführung erledigt die laufenden Aufgaben der 
Stiftung, insbesondere die laufenden organisatorischen und be-
triebswirtschaftlichen Angelegenheiten sowie die Personalange-
legenheiten und leitet die Geschäftsstelle.

(3) Die Geschäftsführung hat die Stellung eines gesetzlichen 
Vertreters und vertritt die Stiftung gerichtlich und außergericht-
lich.

(4) Die Geschäftsführung ist an Weisungen des Vorstands ge-
bunden. Die Geschäftsstelle unterstützt die Arbeit der Organe.

§ 7 
Stiftungsrat

(1) Der Stiftungsrat besteht aus der oder dem Vorsitzenden 
und weiteren fünfzehn Mitgliedern, die für die Dauer der Wahl-
periode des Abgeordnetenhauses entsandt werden. Es werden 
entsandt:
1.	 Fünf Mitglieder von den nach §  3 des Umwelt-Rechtsbe-

helfsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. 
April 2013 (BGBl. I S. 753), das durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 20. November 2015 (BGBl. I S. 2069) geändert 
worden ist, vom Land Berlin anerkannten Naturschutzver-
einigungen,

2.	 fünf Mitglieder von den im Abgeordnetenhaus von Berlin 
vertretenen Fraktionen. Falls weniger als fünf Fraktionen im 
Abgeordnetenhaus vertreten sind, erfolgt die Verteilung der 
verbliebenen Plätze nach D’Hondt,

3.	 fünf Mitglieder durch die für Naturschutz und Landschafts-
pflege zuständige Senatsverwaltung.

Die Entsendungsberechtigten können die von ihnen entsandten 
Mitglieder jederzeit abberufen und an deren Stelle nach Maß-
gabe des Satzes 1 neue Mitglieder entsenden.

(2) Vorsitzende oder Vorsitzender des Stiftungsrats ist das für 
Naturschutz und Landschaftspflege zuständige Mitglied des Se-
nats oder dessen Staatssekretärin oder Staatssekretär, wenn das 
Senatsmitglied sie oder ihn statt seiner selbst als Vorsitzende 
oder Vorsitzenden benennt. Die stellvertretende Vorsitzende 
oder den stellvertretenden Vorsitzenden wählt der Stiftungsrat 
aus seiner Mitte.

(3) Der Stiftungsrat beschließt zu Grundzügen und fachlichen 
Schwerpunkten der Stiftungsarbeit sowie in Angelegenheiten, 
die für die Stiftung von grundsätzlicher Bedeutung sind. Er berät 
den Vorstand und überwacht dessen Tätigkeit. Aufgaben des 
Stiftungsrats sind insbesondere:
1.	 Festlegung der Grundzüge der Anlage des Stiftungsvermö-

gens,
2.	 Auswahl des Trägers des Naturschutzpreises des Landes 

Berlin,
3.	 Feststellung des Haushaltsplans,
4.	 Entscheidung über die Wirtschaftsprüferin oder den Wirt-

schaftsprüfer, die oder der die Jahresrechnung prüft,
5.	 Antrag auf Abberufung von Mitgliedern des Vorstands mit 

einer Mehrheit von drei Vierteln der an der Beschlussfas-
sung mitwirkenden Mitglieder. Der Stiftungsrat beziehungs-
weise die jeweilige Gruppe soll unverzüglich einen Vor-
schlag für die Nachfolge unterbreiten,

6.	 Entlastung des Vorstands.
Der Stiftungsrat ist nicht an Weisungen gebunden.

(4) An den Sitzungen des Stiftungsrats nehmen die oder der 
Vorsitzende des Vorstands oder deren beziehungsweise dessen 
Stellvertreterin oder Stellvertreter sowie die Geschäftsführung 

teil. Die übrigen Vorstandsmitglieder sind zur Teilnahme be-
rechtigt.

(5) Der Stiftungsrat gibt sich eine Geschäftsordnung.“
8.	 Der bisherige § 6 wird der neue § 8 und wie folgt gefasst:

„§ 8 
Vermögen, Verwendung der Mittel, Zuwendungen, 

Entschädigungen
(1) Das vom Land Berlin als Grundausstattung eingebrachte 

Stiftungsvermögen wird zum 31. März 2016 mit 3 200 000 Euro 
festgesetzt. Das diesen Betrag am Stichtag übersteigende Stif-
tungsvermögen wird an den Landeshaushalt abgeführt. Die pri-
vaten Zustiftungen in das Stiftungskapital bleiben davon unbe-
rührt. Das verbleibende Stiftungsvermögen ist in seinem 
Bestand ungeschmälert zu erhalten und risikoarm anzulegen. 
Das Land Berlin oder Dritte können Zustiftungen zum Stif-
tungsvermögen vornehmen.

(2) Das Land Berlin stattet die Stiftung durch laufende Zu-
wendungen finanziell so aus, dass die nachhaltige Erfüllung der 
Zwecksetzung nach § 2 gesichert ist; dazu schließt es mit der 
Stiftung einen langfristigen Vertrag.

(3) Die Stiftung erfüllt ihren Zweck aus
1.	 Zuwendungen Berlins aus der Ersatzzahlung nach § 15 Ab-

satz 6 des Bundesnaturschutzgesetzes vom 29. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Artikel 421 der Verord-
nung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) geändert wor-
den ist,

2.	 anderen Zuwendungen Berlins,
3.	 Leistungen Dritter,
4.	 Erträgen des Stiftungsvermögens,
5.	 zweckgebundenen Zuwendungen der Jagdabgabe nach § 21 

Absatz 1 des Landesjagdgesetzes Berlin.
(4) Die Stiftung kann Zuwendungen nach § 23 der Landes-

haushaltsordnung in der Fassung vom 30. Januar 2009 (GVBl. 
S. 31, 486), die zuletzt durch Artikel I des Gesetzes vom 4. No-
vember 2013 (GVBl. S. 578) geändert worden ist, an zuwen-
dungsberechtigte Dritte im Land Berlin weiterreichen. Dabei ist 
§ 44 Absatz 1 der Landeshaushaltsordnung entsprechend anzu-
wenden.

(5) Die Stiftung ist berechtigt, ihre Mittel teilweise zweckge-
bundenen Rücklagen im Rahmen des § 62 Absatz 1 Nummer 1 
der Abgabenordnung zuzuführen, soweit dies erforderlich ist, 
um ihre steuerbegünstigten Zwecke nachhaltig erfüllen zu kön-
nen. Freie Rücklagen dürfen im Rahmen der steuerlichen Vor-
schriften (§ 62 Absatz 1 der Abgabenordnung) gebildet werden.

(6) Die Entschädigung für die Mitglieder des Stiftungsrats 
und des Vorstands richtet sich nach der Verordnung zur Durch-
führung des Gesetzes über die Entschädigung der Mitglieder der 
Bezirksverordnetenversammlungen, der Bürgerdeputierten und 
sonstiger ehrenamtlich tätiger Personen in der Fassung vom 
29. Mai 1979 (GVBl. S. 826), die zuletzt durch Verordnung vom 
8. März 2011 (GVBl. S. 87) geändert worden ist.“

9.	 Der bisherige § 7 wird der neue § 9 und wie folgt gefasst:
„§ 9 

Satzung

Die Satzung der Stiftung wird als Rechtsverordnung des Se-
nats von Berlin erlassen. Die Satzung trifft nähere Bestimmun-
gen über Organisation und Verwaltung der Stiftung.“

10.	Die bisherigen §§ 8 und 9 werden die §§ 10 und 11.

Artikel 2 
Änderung der Verordnung über die Satzung 

der Stiftung Naturschutz Berlin
Die Verordnung über die Satzung der Stiftung Naturschutz Berlin 

vom 25. Januar 1982 (GVBl. S. 346), die zuletzt durch Verordnung 
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(8) Der Stiftungsrat kann zu seinen Beratungen Sachverstän-
dige hinzuziehen.

(9) Die Jahresrechnung wird von einem Wirtschaftsprüfer ge-
prüft.

§ 3 
Aufgaben, Sitzungen und Beschlüsse des Vorstands

(1) Der Vorstand stellt den Haushaltsplan rechtzeitig zu Be-
ginn des Haushaltsjahres auf und legt ihn dem Stiftungsrat zur 
Feststellung vor.

(2) Der Vorstand berichtet dem Stiftungsrat in dessen Sitzun-
gen über aktuelle Entwicklungen, einschließlich der Liquidität 
der Stiftung.

(3) Der oder dem Vorsitzenden des Stiftungsrats ist bei wich-
tigen Anlässen unverzüglich Bericht zu erstatten.

(4) In dringenden Angelegenheiten hat der Vorstand unbe-
schadet der Regelung des § 1 Absatz 1 anstelle des Stiftungsrats 
zu entscheiden, wenn die Angelegenheit keinen Aufschub duldet 
und eine Entscheidung des Stiftungsrats nicht rechtzeitig herbei-
geführt werden kann. Über die Entscheidung unterrichtet der 
Vorstand unverzüglich die Mitglieder des Stiftungsrats.

(5) Der Vorstand tritt auf Antrag von mindestens zwei Mit-
gliedern, mindestens jedoch alle zwei Monate, zusammen. Der 
Einladung soll eine Tagesordnung beigefügt sein. Die Be-
schlussfassung durch schriftliche oder elektronische Abstim-
mung oder auf einer Telefon- oder Videokonferenz ist ohne Ein-
berufung einer Sitzung zulässig.

(6) Der Vorstand entscheidet durch Beschluss. Die Beschlüsse 
bedürfen der einfachen Stimmenmehrheit, soweit nicht die Sat-
zung eine größere Mehrheit bestimmt; Stimmenthaltungen und 
ungültige Stimmen bleiben bei Ermittlung der Mehrheit außer 
Betracht. In jedem Fall müssen mindestens zwei Mitglieder an 
der Beschlussfassung teilnehmen. Bei Stimmengleichheit gilt 
ein Antrag als abgelehnt.

§ 4 
Aufgaben der Geschäftsführung

(1) Die Geschäftsführung hat die Geschäfte der Stiftung mit 
der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns zu führen und für die 
ordnungsgemäße Buchführung der Stiftung zu sorgen.

(2) Die Geschäftsführung berichtet dem Vorstand in dessen 
Sitzungen über aktuelle Entwicklungen einschließlich der Li-
quidität der Stiftung. Außerdem ist der oder dem Vorsitzenden 
des Vorstands bei wichtigen Anlässen unverzüglich Bericht zu 
erstatten.

(3) In dringenden Angelegenheiten hat die Geschäftsführung 
anstelle des Vorstands zu entscheiden, wenn die Angelegenheit 
keinen Aufschub duldet und eine Entscheidung des Vorstands 
nicht rechtzeitig herbeigeführt werden kann. Über die Sachent-
scheidung unterrichtet die Geschäftsführung unverzüglich die 
Mitglieder des Vorstands.“

2.	 § 5 wird aufgehoben.
3.	 § 6 wird § 5.
4.	 § 7 wird § 6 und wie folgt gefasst:

„§ 6 
Satzungsänderungen

Der Stiftungsrat kann durch Mehrheitsbeschluss bei dem für 
Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Mitglied des 
Senats Satzungsänderungen anregen.“

5.	 § 8 wird § 7.

Artikel 3 
Inkrafttreten, Übergangsregelung

Dieses Gesetz tritt zu Beginn der 18. Wahlperiode des Abgeordne-
tenhauses von Berlin in Kraft. Die bei Inkrafttreten des Gesetzes im 

vom 17. August 2004 (GVBl. S. 345) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:
1.	 Die §§ 1 bis 4 werden wie folgt gefasst:

„§ 1 
Aufgaben des Stiftungsrats

(1) Der Stiftungsrat entscheidet insbesondere über
1.	 die allgemeinen Richtlinien zur Erfüllung des Stiftungs-

zwecks,
2.	 die allgemeinen Richtlinien für die Regelung der finanziel-

len Angelegenheiten der Stiftung, insbesondere über die An-
lage des Stiftungsvermögens,

3.	 den Abschluss von Verträgen, die der Stiftung Verpflichtun-
gen von längerer Dauer als einem Jahr oder mehr als 100 000 
Euro auferlegen,

4.	 Rechtsgeschäfte und Maßnahmen, die über den Rahmen der 
laufenden Geschäfte hinausgehen oder sich auf Zustiftungen 
beziehen,

5.	 Form und Umfang der Beteiligung eines Förderkreises an 
der Arbeit der Stiftung,

6.	 die Beauftragung des Wirtschaftsprüfers.
(2) Der Stiftungsrat überwacht die Durchführung seiner Be-

schlüsse sowie die Rechtmäßigkeit, Zweckmäßigkeit und Wirt-
schaftlichkeit der Geschäftsführung des Vorstands. Er kann dem 
Vorstand Weisungen erteilen.

(3) Der Stiftungsrat stellt den Haushaltsplan durch Beschluss 
fest. Dafür bedarf es der Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mit-
glieder. Kann der Haushaltsplan mittels qualifizierter Mehrheit 
nicht festgestellt werden, so ist eine neue Sitzung einzuberufen, 
in der die Mehrheit der abgegebenen Stimmen ausreicht.

(4) Der Stiftungsrat entlastet den Vorstand nach Ende des 
Haushaltsjahres. Er führt die zur Entlastung erforderliche Ge-
nehmigung des für die Staatsaufsicht zuständigen Mitglieds des 
Senats und des Senators für Finanzen herbei.

§ 2 
Sitzungen und Beschlüsse des Stiftungsrats

(1) Der Stiftungsrat wird von der oder dem Vorsitzenden nach 
Bedarf, mindestens jedoch zweimal jährlich einberufen. Die 
Einladung zu den Sitzungen erfolgt unter Übersendung der Ta-
gesordnung und der Vorlagen mit einer Frist von mindestens 
drei Wochen.

(2) Auf Antrag eines Drittels der Mitglieder hat die oder der 
Vorsitzende unverzüglich eine Sitzung einzuberufen.

(3) Die Mitglieder des Stiftungsrats sind verpflichtet, im Falle 
ihrer Verhinderung die Vorsitzende oder den Vorsitzenden recht-
zeitig zu benachrichtigen. Eine Vertretung findet nicht statt.

(4) Der Stiftungsrat entscheidet durch Beschluss. Er ist be-
schlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder an 
der Beschlussfassung teilnehmen.

(5) Die Beschlüsse bedürfen der einfachen Stimmenmehrheit, 
soweit nicht die Satzung eine größere Mehrheit bestimmt. 
Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen bleiben bei der Er-
mittlung der Mehrheit außer Betracht. Bei Stimmengleichheit 
gibt die Stimme der oder des Vorsitzenden den Ausschlag.

(6) Mitglieder des Vorstands und die Geschäftsführung kön-
nen im Einzelfall von der Teilnahme an den Sitzungen des Stif-
tungsrats ausgeschlossen werden. Die Entscheidung über den 
Ausschluss bedarf der Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebe-
nen Stimmen; bei der Ermittlung der Mehrheit zählen abwei-
chend von Absatz 5 Satz 2 die Stimmenenthaltungen und die 
ungültigen Stimmen mit.

(7) An den Sitzungen des Stiftungsrats kann der Landesbeauf-
tragte für Naturschutz und Landschaftspflege mit beratender 
Stimme teilnehmen.
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Amt befindlichen Organe der Stiftung Naturschutz Berlin bleiben im 
Amt, bis die neuen Organe gebildet sind.

Berlin, den 4. Februar 2015

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Michael  M ü l l e r

Gesetz
zur Unterbringung und Versorgung von Flüchtlingen 

auf Randflächen des Tempelhofer Feldes
Vom 4. Februar 2016

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des Gesetzes zum 

Erhalt des Tempelhofer Feldes
Das Gesetz zum Erhalt des Tempelhofer Feldes vom 14. Juni 

2014 (GVBl. S. 190) wird wie folgt geändert:
1.	 Nach § 8 wird folgender § 9 eingefügt:

„§ 9 
Befristete Errichtung von Anlagen 

für Flüchtlinge und Asylbegehrende
(1) Bis zum 31. Dezember 2019 dürfen auf den in Anlage 4 

dargestellten Flächen A und B südlich und östlich des Vorfeldes
1.	 mobile Unterkünfte zur Unterbringung von Flüchtlingen 

und Asylbegehrenden,
2.	 mobile Einrichtungen für Bildung, Begegnung und Betreu-

ung sowie

3.	 damit zusammenhängende Befestigungen und Einfriedun-
gen

geschaffen werden. Die Errichtung ist auf längstens drei Jahre 
zu befristen. Die baurechtlichen Vorschriften, insbesondere 
§ 246 Absatz 13 des Baugesetzbuchs, bleiben unberührt.

(2) Die Anlagen nach Absatz 1 bedürfen entsprechend § 7 Ab-
satz 1 und 3 der Genehmigung der für Naturschutz zuständigen 
Senatsverwaltung.

(3) § 5 Absatz 3 Nummer 3 und 4, § 7 Absatz 1 und 3 und § 8 
finden insoweit für die in Absatz 1 genannten Flächen und An-
lagen keine Anwendung.

(4) Nach Ablauf der Frist nach Absatz 1 Satz 2 brauchen An-
lagen nicht zurückgebaut zu werden, wenn sie nach § 7 geneh-
migungsfähig sowie baurechtlich zulässig und in dem Entwi-
cklungs- und Pflegeplan gemäß Anlage 3 entsprechend 
berücksichtigt sind.“

2.	 Der bisherige § 9 wird § 10.
3.	 Nach Anlage 3 wird folgende Anlage 4 angefügt:
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Anlage 4 
(zu § 9 Absatz 1 Satz 1)
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Gesetz
zur Änderung des Schulgesetzes und 

des Allgemeinen Zuständigkeitsgesetzes
Vom 4. Februar 2016

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des Schulgesetzes

Das Schulgesetz vom 26. Januar 2004 (GVBl. S. 26), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 26. März 2014 (GVBl. S. 78) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a)	 Die Angabe zu Teil VI Abschnitt III wird wie folgt gefasst:

„Abschnitt III 
Konferenzen der Lehrkräfte und pädagogischen 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter“
b)	 Die Angabe zu § 79 wird wie folgt gefasst:

„§ 79  Gesamtkonferenz“
2.	 In § 9 Absatz 2 Satz 4, § 12 Absatz 4 Satz 4, § 16 Absatz 2 Num-

mer 1, § 58 Absatz 6 Satz 3, § 69 Absatz 2 Nummer 2, § 75 Ab-
satz 3 Satz 1, § 77 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und Absatz 5, § 80 
Absatz 1 Satz 1 und 3, Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 Satz 1 und 
2, § 82 Absatz 1 und Absatz 2 Satz 1 und 3, § 85 Absatz 2, Ab-
satz 4 Nummer 3 und Absatz 5 Satz 3 sowie § 90 Absatz 2 Num-
mer 4 und Absatz 3 Satz 3 werden jeweils die Wörter „Gesamt-
konferenz der Lehrkräfte“ durch das Wort „Gesamtkonferenz“ 
ersetzt.

3.	 § 39 wird wie folgt geändert:
a)	 In Nummer 9 wird der Punkt am Ende durch ein Komma 

ersetzt.
b)	 Folgende Nummer 10 wird angefügt:

„10.	 das Verfahren und die Kriterien für die durch die 
Schulaufsichtsbehörde vorzunehmende Auswahl der 
Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf bei Überschreitung der für den gemein-
samen Unterricht festgelegten Aufnahmekapazität, 

wobei insbesondere die Übereinstimmungen der För-
dermöglichkeiten der Schule mit dem entsprechenden 
festgestellten sonderpädagogischen Förderbedarf und 
weiteren Voraussetzungen (beispielsweise Neigung, 
angestrebtes Bildungsziel) und Lebensbedingungen 
der Schülerin oder des Schülers (beispielsweise Wohn-
ortnähe, soziale Bindungen) zu berücksichtigen sind.“

4.	 § 42 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 1 wird die Angabe „31. Dezember“ durch die An-

gabe „30. September“ ersetzt.
b)	 In Absatz 2 werden die Wörter „1. Januar bis“ durch die 

Wörter „1. Oktober des Kalenderjahres bis zum“ ersetzt.
c)	 In Absatz 3 Satz 1 wird nach dem Wort „Erziehungsberech-

tigten“ das Wort „einmalig“ eingefügt.
5.	 § 55 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 Satz 3 wird das Wort „Einrichtungen“ durch das 
Wort „Tageseinrichtungen“ ersetzt.

b)	 Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:
„Diese vorschulische Sprachförderung wird im Auftrag der 
Schule und unter schulischer Aufsicht in Tageseinrichtun-
gen der Jugendhilfe durchgeführt.“

c)	 Absatz 5 wird wie folgt gefasst:
„(5) Die für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung 

wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung im Einvernehmen 
mit der für Jugend zuständigen Senatsverwaltung für die 
Kinder, die nicht bereits eine Förderung in einer Tagesein-
richtung der Jugendhilfe oder einer Tagespflegestelle im 
Sinne von Absatz 1 Satz 2 erhalten, den konkreten Termin 
der jährlichen Sprachstandsfeststellung festzulegen. Die für 
das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung wird ferner 
ermächtigt, im Benehmen mit der für Jugend zuständigen 
Senatsverwaltung für die in Satz 1 genannten Kinder das 
Nähere über die Feststellung des Sprachstands und die vor-
schulischen Sprachfördermaßnahmen durch Rechtsverord-

Artikel 2 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 4. Februar 2015

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Michael  M ü l l e r
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nung zu regeln, insbesondere das Verfahren der Sprach-
standsfeststellung, Ausnahmen von der Verpflichtung zur 
Teilnahme an der Sprachstandsfeststellung und Sprachför-
derung, Ort und Umfang der Sprachförderung, die personel-
le Ausstattung, die Auswahl der Träger der Einrichtungen im 
Sinne von Absatz 1 Satz 3 und deren Finanzierung.“

6.	 Dem § 56 Absatz 4 werden die folgenden Sätze angefügt:
„An Schulen, an denen zwei erste Fremdsprachen fortgesetzt 
werden, wird für jede der Fremdsprachen ein gesondertes Auf-
nahmeverfahren durchgeführt. Im Fall der Übernachfrage gilt 
Absatz 6 mit der Maßgabe, dass die Schulplätze für jede erste 
Fremdsprache gesondert vergeben werden. Soweit die vorhan-
denen Plätze innerhalb einer Fremdsprache nicht vollständig 
durch Schülerinnen und Schüler mit dieser Fremdsprache be-
setzt werden können, werden diese freien Plätze dem Aufnah-
meverfahren der anderen Fremdsprache zugeordnet.“

7.	 In § 64 Absatz 4 Satz 2 wird die Angabe „§ 55 Abs. 1 Satz 2“ 
durch die Wörter „§ 55 Absatz 1 Satz 3“ ersetzt.

8.	 § 65 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) Die Schulen sind verpflichtet, der zuständigen Schul-
behörde und der Schulaufsichtsbehörde für statistische Zwe-
cke Einzelangaben der Schülerinnen und Schüler und des an 
der Schule tätigen Personals zu übermitteln. Der Name, der 
Tag der Geburt und die genaue Adresse der in Satz 1 ge-
nannten Personen dürfen nicht übermittelt werden. Die Art 
der zu übermittelnden Einzelangaben ergibt sich im Übrigen 
aus den die jeweilige statistische Erhebung anordnenden 
Rechtsvorschriften.“

b)	 In Absatz 5 werden nach dem Wort „Gesetz“ ein Komma 
und die Wörter „die Rechtsvorschriften im Sinne von Absatz 
4 Satz 3“ eingefügt.

9.	 § 74 Absatz 3 wird wie folgt geändert:
a)	 In Nummer 2 werden die Angabe „Abs.“ durch das Wort 

„Absatz“ und das Wort „und“ durch ein Komma ersetzt.
b)	 Nach Nummer 2 wird folgende neue Nummer 3 eingefügt:

„3.	 die koordinierende Fachkraft für die ergänzende Förde-
rung und Betreuung im Sinne von § 19 Absatz 6 und“

c)	 Die bisherige Nummer 3 wird Nummer 4 und wie folgt ge-
fasst:
„4.	 bis zu vier von der Gesamtkonferenz gewählte stimm-

berechtigte Mitglieder.“
10.	In Teil VI wird die Überschrift des Abschnitts III wie folgt ge-

fasst:

„Abschnitt III 
Konferenzen der Lehrkräfte und pädagogischen 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter“
11.	§ 79 wird wie folgt geändert:

a)	 In der Überschrift werden die Wörter „der Lehrkräfte“ ge-
strichen.

b)	 In Absatz 1 Satz 1 und 2 werden jeweils die Wörter „Ge-
samtkonferenz der Lehrkräfte“ durch das Wort „Gesamtkon-
ferenz“ ersetzt.

c)	 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Satz 1 werden die Wörter „Gesamtkonferenz der 

Lehrkräfte“ durch das Wort „Gesamtkonferenz“ ersetzt 
und nach den Wörtern „Zusammenarbeit der Lehrkräf-
te“ die Wörter „und pädagogischen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter“ eingefügt.

bb)	In den Sätzen 3 und 4 werden jeweils die Wörter „Ge-
samtkonferenz der Lehrkräfte“ durch das Wort „Ge-
samtkonferenz“ ersetzt.

d)	 In Absatz 3 und Absatz 4 Satz 1 werden jeweils die Wörter 
„Gesamtkonferenz der Lehrkräfte“ durch das Wort „Ge-
samtkonferenz“ ersetzt.

12.	In § 105 Absatz 5 werden die Wörter „Nelson-Mandela-Schule“ 
durch die Wörter „Staatlichen Internationalen Schulen“ ersetzt.

13.	§ 126 Absatz 4 wird wie folgt gefasst:
„(4) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 

1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist für Ordnungswid-
rigkeiten nach Absatz 1 Nummer 1 und Absatz 2 das Bezirksamt 
oder die für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung je-
weils für die von ihnen verwalteten Schulen, für Ordnungswid-
rigkeiten nach Absatz 1 Nummer 2 bis 4 die für das Schulwesen 
zuständige Senatsverwaltung und für Ordnungswidrigkeiten 
nach Absatz 1 Nummer 5 das Bezirksamt.“

14.	§ 129 wird wie folgt geändert:
a)	 Die Absätze 2 bis 4, 6 bis 8 und 10 werden aufgehoben.
b)	 Absatz 5 wird Absatz 2.
c)	 Absatz 9 wird Absatz 3.
d)	 Die Absätze 11 bis 13 werden die Absätze 4 bis 6.
e)	 Es wird folgender Absatz 7 angefügt:

„(7) Für den Beginn der regelmäßigen Schulpflicht der 
Kinder, die zwischen dem 1. Oktober und 31. Dezember 
2010 geboren sind, gilt § 42 Absatz 1 in der bis zum Inkraft-
treten des Gesetzes zur Änderung des Schulgesetzes und des 
Allgemeinen Zuständigkeitsgesetzes vom 4.  Februar 2016 
(GVBl. S. 33) geltenden Fassung. Für die in Satz 1 genann-
ten Kinder erfolgt die Rückstellung von der Schulbesuchs-
pflicht für das Schuljahr 2016/2017 abweichend von § 42 
Absatz 3 allein aufgrund des Antrags der Erziehungsberech-
tigten.“

15.	§ 131 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 2 wird aufgehoben.
b)	 Absatz 3 wird Absatz 2.

Artikel 2 
Änderung des Allgemeinen Zuständigkeitsgesetzes

Nummer 16 der Anlage zu § 4 Absatz 1 Satz 1 des Allgemeinen 
Zuständigkeitsgesetzes in der Fassung vom 22. Juli 1996 (GVBl. 
S. 302, 472), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 24. No-
vember 2015 (GVBl. S. 422) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:
1.	 In Absatz 1 werden nach dem Wort „Förderbedarf“ die Wörter 

„bei Überschreitung der Aufnahmekapazität und“ eingefügt und 
die Wörter „und nach § 33 Absatz 3 der Sonderpädagogikver-
ordnung“ gestrichen.

2.	 In Absatz 2 werden die Wörter „Nelson-Mandela-Schule“ durch 
die Wörter „Staatliche Internationale Schulen“ ersetzt.

Artikel 3 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am Tage nach der 
Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. 
Artikel 1 Nummer 4 tritt am 15. August 2016 in Kraft.

Berlin, den 4. Februar 2015

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Michael  M ü l l e r
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Gesetz
über den Beruf der Gesundheits- und Krankenpflegehelferin 

und des Gesundheits- und Krankenpflegehelfers im Land Berlin 
(Berliner Krankenpflegehilfegesetz – BlnKPHG)

Vom 4. Februar 2016

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1 
Erlaubnis zum Führen 
der Berufsbezeichnung

(1) Wer die Berufsbezeichnung „Gesundheits- und Krankenpfle-
gehelferin“ oder „Gesundheits- und Krankenpflegehelfer“ führen 
will, bedarf der Erlaubnis.

(2) Gesundheits- und Krankenpflegehelferinnen und Gesund-
heits- und Krankenpflegehelfer, die Staatsangehörige eines Mit-
gliedstaates der Europäischen Union, eines Vertragsstaates des 
Europäischen Wirtschaftsraumes oder eines Vertragsstaates, dem 
die Bundesrepublik Deutschland und die Europäische Gemein-
schaft oder die Bundesrepublik Deutschland und die Europäische 
Union einen entsprechenden Rechtsanspruch eingeräumt haben, 
(europäische Staaten) sind, führen die Berufsbezeichnung nach 
Absatz 1 im Geltungsbereich dieses Gesetzes ohne Erlaubnis, so-
fern sie ihre Berufstätigkeit als vorübergehende und gelegentliche 
Dienstleistung im Sinne des Artikels 57 des Vertrages über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes ausüben. Gleiches gilt für Staatsangehörige eines Dritt-
staates, soweit sich hinsichtlich der Anerkennung von Ausbil-
dungsnachweisen nach dem Recht der Europäischen Gemeinschaf-
ten eine Gleichstellung ergibt.

§ 2 
Voraussetzungen für die 
Erteilung der Erlaubnis

(1) Die Erlaubnis nach § 1 Absatz 1 ist auf Antrag zu erteilen, 
wenn die Antragstellerin oder der Antragsteller
1.	 die durch dieses Gesetz vorgeschriebene Ausbildungszeit ab-

geleistet und die staatliche Prüfung bestanden hat,
2.	 sich nicht eines Verhaltens schuldig gemacht hat, aus dem sich 

die Unzuverlässigkeit zur Ausübung des Berufs ergibt,
3.	 nicht in gesundheitlicher Hinsicht zur Ausübung des Berufs 

ungeeignet ist und
4.	 über die für die Ausübung der Berufstätigkeit erforderlichen 

Kenntnisse der deutschen Sprache verfügt.
(2) Die Erlaubnis ist zurückzunehmen, wenn bei Erteilung der 

Erlaubnis eine der Voraussetzungen nach Absatz 1 nicht vorgele-
gen hat. Die Erlaubnis ist zu widerrufen, wenn nachträglich die 
Voraussetzung nach Absatz 1 Nummer 2 weggefallen ist. Die Er-
laubnis kann widerrufen werden, wenn nachträglich die Voraus-
setzung nach Absatz 1 Nummer 3 weggefallen ist.

(3) Eine in einem anderen Land der Bundesrepublik Deutsch-
land absolvierte abgeschlossene Ausbildung in einem landesrecht-
lich geregelten Beruf der Gesundheits- und Krankenpflegehilfe, 
für die eine Ausbildungsdauer in Vollzeitform von mindestens 
zwölf Monaten vorgeschrieben ist und die mit einer staatlichen 
Prüfung abschließt, erfüllt die Voraussetzungen nach Absatz 1 
Nummer 1.

(4) Das Verfahren der Erlaubniserteilung ist auf Verlangen der 
Antragstellerin oder des Antragstellers elektronisch durchzufüh-
ren. Vorzulegende Unterlagen sind gleichzeitig mit dem Antrag 
elektronisch einzureichen. Im Falle begründeter Zweifel an der 

Echtheit der Unterlagen und soweit unbedingt geboten kann die 
zuständige Behörde die Antragstellerin oder den Antragsteller auf-
fordern, beglaubigte Kopien vorzulegen.

§ 3 
Erteilung der Erlaubnis bei außerhalb 

der Bundesrepublik Deutschland erworbenen 
abgeschlossenen Ausbildungen

(1) Die Voraussetzung des § 2 Absatz 1 Nummer 1 gilt als erfüllt, 
wenn aus einem in einem anderen europäischen Staat erworbenen 
Zeugnis hervorgeht, dass die Inhaberin oder der Inhaber eine Aus-
bildung absolviert hat, die in diesem europäischen Staat für den 
unmittelbaren Zugang zu einem dem Beruf der Gesundheits- und 
Krankenpflegehelferin oder des Gesundheits- und Krankenpflege-
helfers entsprechenden Beruf erforderlich ist. Zeugnis im Sinne 
des Satzes 1 ist
1.	 ein Ausbildungsnachweis im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 

Buchstabe c der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 7. September 2005 über die An-
erkennung von Berufsqualifikationen (ABl. L 255 vom 
30.9.2005, S. 22, L 268 vom 15.10.2015, S. 35), die zuletzt 
durch die Richtlinie 2013/55/EU vom 20. November 2013 
(ABl. L 354 vom 28.12.2013, S. 132) geändert worden ist, in 
der jeweils geltenden Fassung, der dem in Artikel 11 Buchsta-
be b der Richtlinie 2005/36/EG genannten Niveau entspricht,

2.	 ein Ausbildungsnachweis, der von einer zuständigen Behörde 
in einem europäischen Staat ausgestellt wurde, sofern er eine 
in diesem Staat erworbene abgeschlossene Ausbildung be-
scheinigt, von diesem Staat als gleichwertig anerkannt wurde 
und in Bezug auf die Aufnahme oder Ausübung des Berufs der 
Gesundheits- und Krankenpflegehelferin oder des Gesund-
heits- und Krankenpflegehelfers dieselben Rechte verleiht oder 
auf die Ausübung des Berufs der Gesundheits- und Kranken-
pflegehelferin oder des Gesundheits- und Krankenpflegehel-
fers vorbereitet, oder eine Gesamtheit von solchen Ausbil-
dungsnachweisen sowie

3.	 eine Berufsqualifikation, die zwar nicht den Erfordernissen der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften des Herkunftsstaates für 
die Aufnahme oder Ausübung des Berufs der Gesundheits- und 
Krankenpflegehelferin oder des Gesundheits- und Kranken-
pflegehelfers entspricht, der Inhaberin oder dem Inhaber je-
doch nach den maßgeblichen Vorschriften des Herkunftsstaa-
tes erworbene Rechte verleiht.

Antragstellerinnen und Antragsteller mit einem Ausbildungsnach-
weis aus einem europäischen Staat haben einen höchstens einjähri-
gen Anpassungslehrgang zu absolvieren oder eine Eignungsprü-
fung abzulegen, wenn
1.	 ihre Ausbildung sich auf Fächer bezieht, die sich wesentlich 

von denen unterscheiden, die durch die Ausbildung nach die-
sem Gesetz und nach der Rechtsverordnung nach § 12 vorge-
schrieben sind,

2.	 der Beruf der Gesundheits- und Krankenpflegehelferin oder 
des Gesundheits- und Krankenpflegehelfers eine oder mehrere 
reglementierte Tätigkeiten umfasst, die im Herkunftsstaat der 
Antragstellerin oder des Antragstellers nicht Bestandteil des 
Berufes der Gesundheits- und Krankenpflegehelferin oder des 
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§ 4 
Vorzulegende Nachweise bei außerhalb 

der Bundesrepublik Deutschland 
erworbenen abgeschlossenen Ausbildungen

(1) Antragstellerinnen und Antragsteller haben bei außerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland erworbenen abgeschlossenen Ausbil-
dungen folgende Nachweise vorzulegen:
1.	 einen Staatsangehörigkeitsnachweis,
2.	 einen Ausbildungsnachweis in Urschrift oder in amtlich be-

glaubigter Kopie und gegebenenfalls eine Bescheinigung über 
die erworbene Berufserfahrung,

3.	 einen Nachweis über die Zuverlässigkeit (§ 2 Absatz 1 Num-
mer 2) sowie

4.	 einen Nachweis über die körperliche und geistige Gesundheit 
(§ 2 Absatz 1 Nummer 3).

(2) Die zuständige Behörde kann von der Antragstellerin oder 
dem Antragsteller verlangen, dass zusammen mit dem Ausbil-
dungsnachweis nach Absatz 1 Nummer 2 eine Bescheinigung der 
zuständigen Behörde des anderen europäischen Staates vorgelegt 
wird, aus der hervorgeht, dass der Ausbildungsnachweis den in der 
Richtlinie 2005/36/EG verlangten Nachweisen entspricht. Die Be-
scheinigung darf bei ihrer Vorlage nicht älter als drei Monate sein.

(3) Als Nachweise über die Zuverlässigkeit im Sinne des Absat-
zes 1 Nummer 3 werden Bescheinigungen über die Insolvenzfrei-
heit und über das Nichtvorliegen eines schwerwiegenden standes-
widrigen Verhaltens oder einer Verurteilung wegen strafbarer 
Handlungen anerkannt, die von den zuständigen Behörden des 
europäischen Staates ausgestellt wurden und die belegen, dass die 
Erfordernisse für die Aufnahme des Berufs im Anwendungsbe-
reich dieses Gesetzes erfüllt werden. Die Bescheinigungen dürfen 
bei ihrer Vorlage nicht älter als drei Monate sein. Hat die Antrag-
stellerin oder der Antragsteller den Beruf im Herkunftsstaat bereits 
ausgeübt, so kann die für die Erteilung der Erlaubnis zuständige 
Behörde bei der zuständigen Behörde des Herkunftsstaates Aus-
künfte über etwa gegen die Antragstellerin oder den Antragsteller 
verhängte Strafen oder über sonstige berufs- oder strafrechtliche 
Maßnahmen wegen schwerwiegenden standeswidrigen Verhaltens 
oder strafbarer Handlungen, die die Ausübung des Berufs betref-
fen, einholen. Werden in dem europäischen Staat Bescheinigungen 
im Sinne des Satzes 1 nicht ausgestellt oder Auskünfte im Sinne 
des Satzes 3 nicht erteilt, können die Bescheinigungen oder Aus-
künfte durch eine eidesstattliche Erklärung ersetzt werden, die die 
Antragstellerin oder der Antragsteller vor der zuständigen Behörde 
oder einer Notarin oder einem Notar abgegeben hat.

(4) Bestehen berechtigte Zweifel an der Authentizität ausgestell-
ter Ausbildungsnachweise oder Bescheinigungen, soll die zuständi-
ge Behörde von der zuständigen Behörde des anderen europäischen 
Staates eine Bestätigung über die Authentizität der Unterlagen ver-
langen.

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend für Antragstellerin-
nen und Antragsteller aus Drittstaaten.

§ 5 
Verfahren für die Anerkennung von 

außerhalb der Bundesrepublik Deutschland 
erworbenen abgeschlossenen Ausbildungen

(1) Die zuständige Behörde bestätigt der Antragstellerin oder 
dem Antragsteller binnen eines Monats den Empfang der Unterla-
gen und teilt ihr oder ihm gegebenenfalls mit, welche Unterlagen 
nachzureichen sind. Über die Anerkennung oder die Feststellung 
der wesentlichen Unterschiede im Sinne des § 3 Absatz 1 Satz 3 
bis 6 ist innerhalb von drei Monaten nach Einreichen der vollstän-
digen Unterlagen ein schriftlicher Bescheid mit Rechtsbehelfsbe-
lehrung zu erteilen.

(2) Das Verfahren nach dieser Vorschrift ist auf Verlangen der 
Antragstellerin oder des Antragstellers elektronisch durchzufüh-
ren. Vorzulegende Unterlagen sind gleichzeitig mit dem Antrag 

Gesundheits- und Krankenpflegehelfers entsprechenden Be-
rufs sind, und dieser Unterschied in einer besonderen Ausbil-
dung besteht, die nach diesem Gesetz und nach der Rechtsver-
ordnung nach § 12 gefordert wird und sich auf Themenbereiche 
bezieht, die sich wesentlich von denen unterscheiden, die von 
dem Ausbildungsnachweis abgedeckt werden, den die Antrag-
stellerin oder der Antragsteller vorlegt, oder

3.	 ihr Ausbildungsnachweis lediglich eine Ausbildung auf dem in 
Artikel 11 Buchstabe a der Richtlinie 2005/36/EG genannten 
Niveau bescheinigt.

Anpassungslehrgang und Eignungsprüfung dienen dem Nachweis, 
dass die Antragstellerin oder der Antragsteller über die zur Aus-
übung des Berufs der Gesundheits- und Krankenpflegehelferin 
oder des Gesundheits- und Krankenpflegehelfers erforderlichen 
Kenntnisse und Fähigkeiten verfügt. Fächer und Themenbereiche 
unterscheiden sich wesentlich im Sinne des Satzes 3 Nummer 1 
und 2, wenn deren Kenntnis eine wesentliche Voraussetzung für 
die Ausübung des Berufs ist und die Ausbildung der Antragstelle-
rin oder des Antragstellers gegenüber der deutschen Ausbildung 
bedeutende Abweichungen aufweist. Wesentliche Unterschiede im 
Sinne des Satzes 3 Nummer 1 und 2 können ganz oder teilweise 
durch Kenntnisse ausgeglichen werden, die im Rahmen von Be-
rufspraxis erworben wurden, wobei es nicht erheblich ist, in wel-
chem Staat die Antragstellerin oder der Antragsteller berufstätig 
war. Liegen wesentliche Unterschiede vor, die nicht nach Satz 6 
ausgeglichen werden können, beziehen sich der Anpassungslehr-
gang oder die Eignungsprüfung auf diese. Die Antragstellerin oder 
der Antragsteller hat das Recht, zwischen dem Anpassungslehr-
gang und der Eignungsprüfung zu wählen. Findet eine Eignungs-
prüfung statt, muss diese innerhalb von sechs Monaten abgelegt 
werden können. Die Frist beginnt mit der Ausübung des Wahl-
rechts. Die Sätze 3 bis 10 gelten auch für Antragstellerinnen und 
Antragsteller,
1.	 die über einen Ausbildungsnachweis als Gesundheits- und 

Krankenpflegehelferin oder Gesundheits- und Krankenpflege-
helfer verfügen, der nicht in einem europäischen Staat ausge-
stellt wurde und den ein europäischer Staat anerkannt hat, und

2.	 die über eine dreijährige Berufserfahrung in der Gesundheits- 
und Krankenpflegehilfe im Hoheitsgebiet des europäischen 
Staates, der den Ausbildungsnachweis anerkannt hat, verfügen, 
und dieser europäische Staat die Berufserfahrung bescheinigt 
hat.

(2) Ist die Voraussetzung des § 2 Absatz 1 Nummer 1 nicht er-
füllt, so ist Antragstellerinnen und Antragstellern, die über einen 
Ausbildungsnachweis als Gesundheits- und Krankenpflegehelferin 
oder Gesundheits- und Krankenpflegehelfer verfügen, der in einem 
anderen als einem europäischen Staat ausgestellt worden ist, die 
Erlaubnis zu erteilen, wenn die Gleichwertigkeit des Ausbildungs-
standes gegeben ist. Für die Prüfung der Gleichwertigkeit gilt Ab-
satz 1 Satz 5 und 6 entsprechend. Ist die Gleichwertigkeit des Aus-
bildungsstandes nicht gegeben oder ist eine Prüfung der 
Gleichwertigkeit des Ausbildungsstandes nur mit unangemesse-
nem zeitlichen oder sachlichen Aufwand möglich, weil die erfor-
derlichen Unterlagen und Nachweise aus Gründen, die nicht in der 
Person der Antragstellerin oder des Antragstellers liegen, von ihr 
oder ihm nicht vorgelegt werden können, ist ein gleichwertiger 
Kenntnisstand nachzuweisen. Dieser Nachweis wird durch eine 
Kenntnisprüfung, die sich auf den Inhalt der staatlichen Abschluss-
prüfung erstreckt, oder einen höchstens einjährigen Anpassungs-
lehrgang, der mit einer Prüfung über den Inhalt des Anpassungs-
lehrgangs abschließt, erbracht. Die Antragstellerin oder der 
Antragsteller hat das Recht, zwischen der Kenntnisprüfung und 
dem Anpassungslehrgang zu wählen.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für Zeugnisse aus 
Drittstaaten, für deren Anerkennung sich nach dem Recht der 
Europäischen Gemeinschaften eine Gleichstellung ergibt.
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richtungen, insbesondere stationären Pflegeeinrichtungen oder Re-
habilitationseinrichtungen, durchgeführt.

(3) Die Gesamtverantwortung für die Organisation und Koordi-
nation des theoretischen und praktischen Unterrichts und der prak-
tischen Ausbildung gemäß dem Ausbildungsziel tragen die Schu-
len als Träger der Ausbildung. Die Schulen unterstützen die 
praktische Ausbildung durch Praxisbegleitung. Die Praxisanlei-
tung ist durch die in Absatz 2 Satz 3 genannten Einrichtungen si-
cherzustellen.

§ 9 
Voraussetzungen für den 
Zugang zur Ausbildung

Voraussetzung für den Zugang zu einer Ausbildung nach § 8 Ab-
satz 1 ist, dass die Bewerberin oder der Bewerber
1.	 nicht in gesundheitlicher Hinsicht zur Ausübung des Berufs 

nach § 2 Absatz 1 Nummer 3 ungeeignet ist und
2.	 den Hauptschulabschluss, eine gleichwertige Schulbildung 

oder eine abgeschlossene Berufsausbildung hat.
Die zuständige Behörde kann Ausnahmen von Satz 1 Nummer 2 
zulassen.

§ 10 
Anrechnung gleichwertiger Ausbildungen

(1) Die zuständige Behörde kann auf Antrag eine andere Aus-
bildung im Umfang ihrer Gleichwertigkeit bis zu zwei Dritteln der 
Gesamtstunden der Ausbildung nach Maßgabe der Rechtsverord-
nung nach § 12 auf die Dauer einer Ausbildung nach § 8 Absatz 1 
anrechnen.

(2) In Fällen, in denen eine Schülerin oder ein Schüler die Aus-
bildung zur Gesundheits- und Krankenpflegerin und zum Gesund-
heits- und Krankenpfleger oder zur Gesundheits- und Kinderkran-
kenpflegerin und zum Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger 
nach dem Krankenpflegegesetz vom 16. Juli 2003 (BGBl. I 
S. 1442), das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 16. Juli 2015 
(BGBl. I S. 1211) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fas-
sung absolviert, jedoch die Voraussetzungen der Zulassung zur 
staatlichen Prüfung nicht erfüllt oder die staatliche Prüfung nicht 
bestanden hat, kann die zuständige Behörde auf Antrag diese Aus-
bildung auf die gesamte Dauer der Ausbildung nach § 8 Absatz 1 
anrechnen.

§ 11 
Anrechnung von Fehlzeiten

Auf die Dauer einer Ausbildung nach § 8 Absatz 1 werden an-
gerechnet:
1.	 Urlaub einschließlich Bildungsurlaub und
2.	 Unterbrechungen durch Krankheit oder aus anderen, von der 

Schülerin oder dem Schüler nicht zu vertretenden Gründen bis 
zu zehn Prozent der Stunden des Unterrichts und bis zu zehn 
Prozent der Stunden der praktischen Ausbildung nach Maßga-
be der Rechtsverordnung nach § 12.

Die zuständige Behörde kann auf Antrag auch eine über Satz 1 hi-
nausgehende Fehlzeit anrechnen, soweit eine besondere Härte vor-
liegt und das Erreichen des Ausbildungsziels durch die Anrech-
nung nicht gefährdet wird. Freistellungsansprüche nach dem 
Betriebsverfassungsgesetz, dem Bundespersonalvertretungsgesetz 
oder dem Landespersonalvertretungsgesetz bleiben unberührt.

§ 12 
Verordnungsermächtigung

Die für das Gesundheitswesen zuständige Senatsverwaltung 
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung (Ausbildungs- und Prü-
fungsordnung für den Beruf der Gesundheits- und Krankenpflege-
helferin und des Gesundheits- und Krankenpflegehelfers) die Min-
destanforderungen an die Ausbildung nach § 8 Absatz 1 und das 
Nähere über die Urkunde über die Erlaubnis nach § 1 Absatz 1, 

elektronisch einzureichen. Im Falle begründeter Zweifel an der 
Echtheit der Unterlagen und soweit unbedingt geboten kann die 
zuständige Behörde die Antragstellerin oder den Antragsteller auf-
fordern, beglaubigte Kopien vorzulegen. Eine solche Aufforde-
rung hemmt nicht den Fristlauf nach Absatz 1 Satz 2. § 1 Absatz 1 
des Gesetzes über das Verfahren der Berliner Verwaltung vom 
8. Dezember 1976 (GVBl. S. 2735, 2898), das zuletzt durch Arti-
kel I § 14 des Gesetzes vom 19. Juni 2006 (GVBl. S. 573) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung in Verbindung mit 
§ 42a des Verwaltungsverfahrensgesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. November 2015 (BGBl. I 
S. 2010) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung fin-
det Anwendung.

(3) Das Verfahren kann über einen einheitlichen Ansprechpart-
ner im Sinne des §  1 des Gesetzes über den Einheitlichen An-
sprechpartner für das Land Berlin vom 18. November 2009 (GVBl. 
S. 674), das durch Artikel III des Gesetzes vom 14. November 
2013 (GVBl. S. 582) geändert worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung abgewickelt werden. Die zuständigen Behörden unterstüt-
zen den einheitlichen Ansprechpartner und stellen ihm die zur 
Wahrnehmung seiner Aufgaben erforderlichen Informationen zur 
Verfügung. § 1 Absatz 1 des Gesetzes über das Verfahren der Ber-
liner Verwaltung in Verbindung mit § 42a und den §§ 71a bis 71e 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes findet Anwendung. Absatz 2 
Satz 2 bis 4 gilt entsprechend.

§ 6 
Verwaltungszusammenarbeit

Die zuständige Behörde unterrichtet die zuständigen Behörden 
des Herkunftsmitgliedstaates über das Vorliegen strafrechtlicher 
Sanktionen, über die Rücknahme, den Widerruf und die Anord-
nung des Ruhens der Erlaubnis, über die Untersagung der Aus-
übung der Tätigkeit sowie über Tatsachen, die eine dieser Sanktio-
nen oder Maßnahmen rechtfertigen würden. Dabei sind die 
Vorschriften zum Schutz personenbezogener Daten einzuhalten. 
Erhält die zuständige Behörde Auskünfte der zuständigen Behör-
den von Aufnahmemitgliedstaaten, die sich auf die Ausübung des 
Berufs der Gesundheits- und Krankenpflegehelferin oder des Ge-
sundheits- und Krankenpflegehelfers auswirken könnten, so prüft 
sie die Richtigkeit der Sachverhalte, befindet über Art und Umfang 
der durchzuführenden Prüfungen und unterrichtet den Aufnahme-
mitgliedstaat über die Konsequenzen, die aus den übermittelten 
Auskünften zu ziehen sind.

§ 7 
Ausbildungsziel

Die Ausbildung für Gesundheits- und Krankenpflegehelferinnen 
und Gesundheits- und Krankenpflegehelfer soll die fachlichen, 
personalen und sozialen Kompetenzen vermitteln, die für die Pfle-
ge und Versorgung kranker und pflegebedürftiger Menschen unter 
Anleitung und Verantwortung von Pflegefachkräften erforderlich 
sind (Ausbildungsziel).

§ 8 
Dauer und Struktur der Ausbildung

(1) Die Ausbildung für Gesundheits- und Krankenpflegehelfe-
rinnen und Gesundheits- und Krankenpflegehelfer schließt mit der 
staatlichen Prüfung ab; sie dauert unabhängig vom Zeitpunkt der 
staatlichen Prüfung mindestens ein Jahr, in Teilzeitform höchstens 
drei Jahre.

(2) Die Ausbildung umfasst den theoretischen und praktischen 
Unterricht mit mindestens 700 Stunden und die praktische Ausbil-
dung mit mindestens 850 Stunden. Der Unterricht wird in staatlich 
anerkannten Schulen an Krankenhäusern oder in staatlich an-
erkannten Schulen, die mit Krankenhäusern verbunden sind, ver-
mittelt. Die praktische Ausbildung wird an einem Krankenhaus 
oder mehreren Krankenhäusern und ambulanten Pflegeeinrichtun-
gen sowie weiteren an der Ausbildung beteiligten geeigneten Ein-
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§ 16 
Ausbildungsvergütung

(1) Der Träger der Ausbildung hat der Schülerin oder dem Schü-
ler eine angemessene Ausbildungsvergütung zu gewähren.

(2) Sachbezüge können in der Höhe der durch Rechtsverord-
nung nach §  17 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 des Vierten Buches 
Sozialgesetzbuch bestimmten Werte angerechnet werden, jedoch 
nicht über 75 Prozent der Bruttovergütung hinaus. Kann eine 
Schülerin oder ein Schüler während der Zeit, für welche die Aus-
bildungsvergütung fortzuzahlen ist, aus berechtigtem Grund Sach-
bezüge nicht abnehmen, so sind diese nach den Sachbezugswerten 
abzugelten.

(3) Eine über die vereinbarte regelmäßige tägliche oder wö-
chentliche Ausbildungszeit hinausgehende Beschäftigung ist nur 
ausnahmsweise zulässig und besonders zu vergüten.

§ 17 
Probezeit

Das Ausbildungsverhältnis beginnt mit der Probezeit. Die Pro-
bezeit beträgt drei Monate.

§ 18 
Ende des Ausbildungsverhältnisses

(1) Das Ausbildungsverhältnis endet mit dem Ablauf der Aus-
bildungszeit.

(2) Besteht die Schülerin oder der Schüler die staatliche Prüfung 
nicht oder kann sie oder er ohne eigenes Verschulden die staatliche 
Prüfung vor Ablauf der Ausbildungszeit nicht ablegen, so verlän-
gert sich das Ausbildungsverhältnis auf schriftliches Verlangen bis 
zur nächstmöglichen Wiederholungsprüfung, höchstens jedoch um 
ein Jahr.

§ 19 
Kündigung des Ausbildungsverhältnisses

(1) Während der Probezeit kann das Ausbildungsverhältnis von 
jedem Vertragspartner jederzeit ohne Einhaltung einer Kündi-
gungsfrist gekündigt werden.

(2) Nach der Probezeit kann das Ausbildungsverhältnis nur ge-
kündigt werden
1.	 von jedem Vertragspartner ohne Einhaltung einer Kündigungs-

frist,
a)	 wenn die Voraussetzungen des §  2 Absatz 1 Nummer 2 

oder 3 nicht oder nicht mehr vorliegen oder
b)	 aus einem sonstigen wichtigen Grund, sowie

2.	 von der Schülerin oder dem Schüler mit einer Kündigungsfrist 
von vier Wochen.

(3) Die Kündigung muss schriftlich und in den Fällen des Ab-
satzes 2 Nummer 1 unter Angabe des Kündigungsgrundes erfol-
gen.

(4) Eine Kündigung aus einem wichtigen Grund ist unwirksam, 
wenn die ihr zugrunde liegenden Tatsachen dem zur Kündigung 
Berechtigten länger als zwei Wochen bekannt sind. Ist ein vorgese-
henes Güteverfahren vor einer außergerichtlichen Stelle eingelei-
tet, so wird bis zu dessen Beendigung der Lauf dieser Frist ge-
hemmt.

§ 20 
Nichtigkeit von Vereinbarungen

(1) Eine Vereinbarung, die zuungunsten der Schülerin oder des 
Schülers von den Vorschriften der §§ 13 bis 19 abweicht, ist nich-
tig.

(2) Eine Vereinbarung, die die Schülerin oder den Schüler für die 
Zeit nach Beendigung des Ausbildungsverhältnisses in der Aus-
übung ihrer oder seiner beruflichen Tätigkeit beschränkt, ist nich-
tig. Dies gilt nicht, wenn die Schülerin oder der Schüler innerhalb 
der letzten drei Monate des Ausbildungsverhältnisses für die Zeit 

über die staatliche Prüfung nach § 8 Absatz 1 und über den Inhalt 
und die Durchführung eines Anpassungslehrganges und einer Eig-
nungsprüfung nach § 3 Absatz 1 Satz 3 sowie einer Kenntnisprü-
fung nach § 3 Absatz 2 Satz 4 zu regeln.

§ 13 
Ausbildungsvertrag

(1) Zwischen dem Träger der Ausbildung und der Schülerin oder 
dem Schüler ist ein schriftlicher Ausbildungsvertrag zu schließen.

(2) Der Ausbildungsvertrag muss mindestens enthalten:
1.	 die Bezeichnung des Berufs, zu dem nach den Vorschriften die-

ses Gesetzes ausgebildet wird,
2.	 den Beginn und die Dauer der Ausbildung,
3.	 Angaben über die der Ausbildung zugrunde liegende Ausbil-

dungs- und Prüfungsordnung sowie über die inhaltliche und 
zeitliche Gliederung der praktischen Ausbildung,

4.	 die Dauer der regelmäßigen täglichen oder wöchentlichen Aus-
bildungszeit,

5.	 die Dauer der Probezeit,
6.	 Angaben über Zahlung und Höhe der Ausbildungsvergütung,
7.	 die Dauer des Urlaubs und
8.	 die Voraussetzungen, unter denen der Ausbildungsvertrag ge-

kündigt werden kann.
(3) Der Ausbildungsvertrag ist von einer Person, die zur Vertre-

tung des Trägers der Ausbildung berechtigt ist, und der Schülerin 
oder dem Schüler, bei Minderjährigen auch von ihrem oder seinem 
gesetzlichen Vertreter zu unterzeichnen. Eine Ausfertigung des 
unterzeichneten Ausbildungsvertrages ist der Schülerin oder dem 
Schüler und deren oder dessen gesetzlicher Vertreterin oder gesetz-
lichem Vertreter auszuhändigen.

(4) Änderungen des Ausbildungsvertrages bedürfen der Schrift-
form.

§ 14 
Pflichten des Trägers der Ausbildung

(1) Der Träger der Ausbildung hat
1.	 die Ausbildung in einer durch ihren Zweck gebotenen Form 

planmäßig und zeitlich und sachlich gegliedert so durchzufüh-
ren, dass das Ausbildungsziel in der vorgesehenen Ausbil-
dungszeit erreicht werden kann, und

2.	 der Schülerin oder dem Schüler kostenlos die Ausbildungsmit-
tel einschließlich der Fachbücher, der Instrumente und der Ap-
parate zur Verfügung zu stellen, die zur Ausbildung und zum 
Ablegen der staatlichen Prüfung erforderlich sind.

(2) Der Schülerin oder dem Schüler dürfen nur Verrichtungen 
übertragen werden, die dem Ausbildungsziel und dem Ausbil-
dungsstand entsprechen; sie sollen den physischen und psychi-
schen Kräften der Schülerin oder des Schülers angemessen sein.

§ 15 
Pflichten der Schülerin 

oder des Schülers
Die Schülerin oder der Schüler hat sich zu bemühen, die zum 

Erreichen des Ausbildungsziels erforderlichen Kompetenzen zu 
erwerben. Sie oder er ist insbesondere verpflichtet,
1.	 an den vorgeschriebenen Ausbildungsveranstaltungen teilzu-

nehmen,
2.	 die ihr oder ihm im Rahmen der Ausbildung übertragenen Auf-

gaben und Verrichtungen sorgfältig auszuführen und
3.	 die in den in § 8 Absatz 2 Satz 3 genannten Einrichtungen für 

Beschäftigte geltenden Bestimmungen über die Schweige-
pflicht einzuhalten und über Betriebsgeheimnisse Stillschwei-
gen zu wahren.
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nach dessen Beendigung ein Arbeitsverhältnis auf unbestimmte 
Zeit eingeht.

(3) Nichtig ist auch die Vereinbarung über
1.	 die Verpflichtung der Schülerin oder des Schülers, für die Aus-

bildung eine Entschädigung zu zahlen,
2.	 Vertragsstrafen,
3.	 den Ausschluss oder die Beschränkung von Schadensersatzan-

sprüchen und
4.	 die Festsetzung der Höhe eines Schadensersatzes in Pausch-

beträgen.

§ 21 
Mitglieder geistlicher Gemeinschaften, 

Diakonissen, Diakonieschwestern
Die §§ 13 bis 20 finden keine Anwendung auf Schülerinnen und 

Schüler, die Mitglieder geistlicher Gemeinschaften oder Diakonis-
sen oder Diakonieschwestern sind.

§ 22 
Zuständige Behörde

Zuständige Behörde für die Durchführung dieses Gesetzes ist 
das Landesamt für Gesundheit und Soziales Berlin.

§ 23 
Erbringung von Dienstleistungen

(1) Staatsangehörige eines europäischen Staates, die zur Aus-
übung des Berufs der Gesundheits- und Krankenpflegehelferin 
oder des Gesundheits- und Krankenpflegehelfers in einem anderen 
europäischen Staat aufgrund einer nach deutschen Rechtsvor-
schriften abgeschlossenen Ausbildung oder aufgrund eines den 
Anforderungen des § 3 Absatz 1 entsprechenden Ausbildungsnach-
weises berechtigt sind und
1.	 in einem europäischen Staat rechtmäßig niedergelassen sind 

oder,
2.	 wenn der Beruf der Gesundheits- und Krankenpflegehelferin 

oder des Gesundheits- und Krankenpflegehelfers oder die Aus-
bildung zu diesem Beruf im Niederlassungsstaat nicht regle-
mentiert ist, diesen Beruf während der vorhergehenden zehn 
Jahre mindestens ein Jahr im Niederlassungsstaat rechtmäßig 
ausgeübt haben und

3.	 die deutsche Sprache in dem für die jeweilige berufliche Tätig-
keit erforderlichen Maße beherrschen,

dürfen als Dienstleistende im Sinne des Artikels 57 des Vertrages 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union vorübergehend und 
gelegentlich ihren Beruf im Geltungsbereich dieses Gesetzes aus-
üben. Der vorübergehende und gelegentliche Charakter der Dienst-
leistungserbringung wird im Einzelfall beurteilt. In die Beurteilung 
sind Dauer, Häufigkeit, regelmäßige Wiederkehr und Kontinuität 
der Dienstleistung einzubeziehen. Die Berechtigung nach Satz 1 
besteht nicht, wenn die Voraussetzungen einer Rücknahme oder 
eines Widerrufs, die sich auf die Tatbestände nach § 2 Absatz 1 
Nummer 2 oder 3 beziehen, vorliegen, eine entsprechende Maß-
nahme mangels deutscher Berufserlaubnis jedoch nicht erlassen 
werden kann. § 1 Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend.

(2) Die Dienstleistung wird unter der Berufsbezeichnung des 
europäischen Staates erbracht, in dem sich die dienstleistende Per-
son niedergelassen hat (Niederlassungsstaat), sofern für die betref-
fende Tätigkeit eine solche Berufsbezeichnung existiert. Die Be-
rufsbezeichnung ist in der Amtssprache oder einer der Amtssprachen 
des Niederlassungsstaates so zu führen, dass eine Verwechslung 
mit den Berufsbezeichnungen nach dem Recht des Landes Berlin 
nicht möglich ist. Falls die genannte Berufsbezeichnung in dem 
Niederlassungsstaat nicht existiert, hat die dienstleistende Person 
ihren Berufsnachweis in der Amtssprache oder einer der Amtsspra-
chen ihres Herkunftsstaates zu führen.

(3) Staatsangehörigen eines europäischen Staates, die im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes den Beruf der Gesundheits- und 
Krankenpflegehelferin oder des Gesundheits- und Krankenpflege-
helfers aufgrund einer Erlaubnis nach § 1 Absatz 1 ausüben, sind 
auf Antrag für Zwecke der Dienstleistungserbringung in einem an-
deren europäischen Staat Bescheinigungen darüber auszustellen, 
dass
1.	 sie als „Gesundheits- und Krankenpflegehelferin“ oder „Ge-

sundheits- und Krankenpflegehelfer“ rechtmäßig niedergelas-
sen sind und ihnen die Ausübung ihrer Tätigkeiten nicht, auch 
nicht vorübergehend, untersagt ist,

2.	 sie über die zur Ausübung der jeweiligen Tätigkeit erforderli-
che berufliche Qualifikation verfügen.

§ 1 Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend.
(4) Die zuständige Behörde ist berechtigt, für jede Dienstleis-

tungserbringung von den zuständigen Behörden des Niederlas-
sungsmitgliedstaates Informationen über die Rechtmäßigkeit der 
Niederlassung und über das Vorliegen berufsbezogener disziplina-
rischer oder strafrechtlicher Sanktionen anzufordern. Auf Anforde-
rung der zuständigen Behörden eines europäischen Staates hat die 
zuständige Behörde nach Artikel 56 der Richtlinie 2005/36/EG der 
anfordernden Behörde alle Informationen über die Rechtmäßigkeit 
der Niederlassung und die gute Führung der dienstleistenden Per-
son sowie Informationen über das Vorliegen berufsbezogener dis-
ziplinarischer oder strafrechtlicher Sanktionen zu übermitteln.

(5) Gesundheits- und Krankenpflegehelferinnen und Gesund-
heits- und Krankenpflegehelfer im Sinne der Absätze 1 bis 4 haben 
beim Erbringen der Dienstleistung im Geltungsbereich dieses Ge-
setzes die Rechte und Pflichten von Personen mit einer Erlaubnis 
nach § 1 Absatz 1. Wird gegen diese Pflichten verstoßen, so hat die 
zuständige Behörde unverzüglich die zuständige Behörde des Nie-
derlassungsmitgliedstaates der dienstleistenden Person hierüber zu 
unterrichten.

§ 24 
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer
1.	 ohne Erlaubnis nach § 1 Absatz 1 die Berufsbezeichnung „Ge-

sundheits- und Krankenpflegehelferin“ oder „Gesundheits- 
und Krankenpflegehelfer“ führt,

2.	 entgegen § 1 Absatz 2 seiner Meldepflicht nicht nachkommt 
oder

3.	 entgegen § 27 Absatz 2 die Berufsbezeichnung „Krankenpfle-
gehelferin“ oder „Krankenpflegehelfer“ führt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 
2 000 Euro geahndet werden.

§ 25 
Nichtanwendung des 

Berufsbildungsgesetzes
Auf die Ausbildung zu dem in diesem Gesetz geregelten Beruf 

findet das Berufsbildungsgesetz keine Anwendung.

§ 26 
Nichtanwendung des Berliner 

Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes
Das Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz Berlin vom 7. Feb-

ruar 2014 (GVBl. S. 39) findet mit Ausnahme der §§ 17 und 19 
keine Anwendung.

§ 27 
Weitergeltung der Erlaubnis zum 
Führen der Berufsbezeichnungen

(1) Eine vor Inkrafttreten dieses Gesetzes erteilte Erlaubnis zum 
Führen der Berufsbezeichnung „Krankenpflegehelferin“ oder 
„Krankenpflegehelfer“ oder eine einer solchen Erlaubnis durch das 
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§ 28 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 4. Februar 2015

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Michael  M ü l l e r

Krankenpflegegesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 
4.  Juni 1985 (BGBl. I S. 893), das zuletzt durch Artikel 20 des 
Gesetzes vom 27. April 2002 (BGBl. I S. 1467) geändert worden 
ist, gleichgestellte staatliche Anerkennung als „Facharbeiter für 
Krankenpflege“ oder als „Facharbeiter für Krankenpflege und So-
zialdienst“ nach den Vorschriften der Deutschen Demokratischen 
Republik gilt als Erlaubnis im Sinne des § 1 Absatz 1.

(2) Krankenpflegehelferinnen und Krankenpflegehelfer, die eine 
Erlaubnis zum Führen dieser Berufsbezeichnung oder eine einer 
solchen Erlaubnis gleichgestellte staatliche Anerkennung nach 
dem in Absatz 1 genannten Gesetz besitzen, dürfen die Berufsbe-
zeichnung „Krankenpflegehelferin“ oder „Krankenpflegehelfer“ 
weiterführen.

Zweites Gesetz
zur Änderung des Berliner Architekten- 

und Baukammergesetzes
Vom 4. Februar 2016

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des Berliner Architekten- 

und Baukammergesetzes
Das Berliner Architekten- und Baukammergesetz vom 6. Juli 

2006 (GVBl. S. 720), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 
7. Februar 2014 (GVBl. S. 39) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:
1.	 § 7a wird wie folgt geändert:

a)	 Die Absätze 1 bis 3 werden wie folgt gefasst:
„(1) Auf Partnerschaftsgesellschaften im Sinne des §  1 

Absatz 1 des Partnerschaftsgesellschaftsgesetzes vom 
25. Juli 1994 (BGBl. I S. 1744), das zuletzt durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 15. Juli 2013 (BGBl. I S. 2386) geändert 
worden ist, mit Sitz im Land Berlin findet § 7 entsprechend 
Anwendung.

(2) Die Partnerschaftsgesellschaft kann ihre Haftung 
gegenüber Auftraggeberinnen und Auftraggebern für An-
sprüche aus Schäden wegen fehlerhafter Berufsausübung 
durch vorformulierte Vertragsbedingungen auf den vierfa-
chen Betrag der Mindestversicherungssumme für Sach- und 
Vermögensschäden und den einfachen Betrag der Mindest-
versicherungssumme für Personenschäden nach §  19 Ab-
satz 2 beschränken.

(3) Für Verbindlichkeiten der Partnerschaftsgesellschaft 
mit beschränkter Berufshaftung aus Schäden wegen fehler-
hafter Berufsausübung haftet den Gläubigern gemäß § 8 Ab-
satz 4 Satz 1 des Partnerschaftsgesellschaftsgesetzes nur das 
Gesellschaftsvermögen, wenn die Partnerschaftsgesellschaft 
zu diesem Zweck eine Berufshaftpflichtversicherung nach 
den Vorgaben des § 19 unterhält.“

b)	 Dem Absatz 4 wird folgender Satz angefügt:
„Das Gleiche gilt, wenn der Name einer Partnerschaftsge-

sellschaft mit beschränkter Berufshaftung den Zusatz „mit 
beschränkter Berufshaftung“, die Abkürzung „mbB“ oder 
eine andere allgemein verständliche Abkürzung dieser Be-
zeichnung nicht enthält.“

2.	 § 15 Absatz 4 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„§ 215 und § 216 Absatz 2 des Versicherungsaufsichtsgesetzes 
vom 1. April 2015 (BGBl. I S. 434) in der jeweils geltenden 
Fassung gelten entsprechend.“

3.	 § 18 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Nummer 18 wird der Punkt am Ende durch ein Kom-
ma ersetzt.

bb)	Folgende Nummer 19 wird angefügt:
„19.	 Versicherer, Versicherungsnummer und das Datum 

des Abschlusses und der Kündigung des Versiche-
rungsvertrages einer Berufsgesellschaft gemäß 
§§ 7 oder 7a.“

b)	 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Aus dem Register darf die Kammer auch Auskünfte über 
die Gesellschafterinnen und Gesellschafter, die geschäfts-
führenden Personen und den Gesellschaftszweck, den Na-
men, die Adresse sowie die Versicherungsnummer der Be-
rufshaftpflichtversicherung einer Berufsgesellschaft gemäß 
§§ 7 oder 7a erteilen.“

4.	 Dem § 19 wird folgender Absatz 3 angefügt:
„(3) Zuständige Stelle im Sinne des § 117 Absatz 2 des Ver-

sicherungsvertragsgesetzes vom 23. November 2007 (BGBl. I 
S. 2631), das zuletzt durch Artikel 8 Absatz 21 des Gesetzes 
vom 17. Juli 2015 (BGBl. I S. 1245) geändert worden ist, in der 
jeweils geltenden Fassung ist die Architektenkammer.“

5.	 In § 20 Absatz 1 Nummer 1 wird die Angabe „Abs. 4“ gestri-
chen.

6.	 § 32 Absatz 4 wird wie folgt gefasst:



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      72. Jahrgang      Nr. 3      16. Februar 2016 41

bb)	Folgende Nummer 19 wird angefügt:
„19.	 Versicherer, Versicherungsnummer und das Datum 

des Abschlusses und der Kündigung des Versiche-
rungsvertrages einer Ingenieurgesellschaft gemäß 
§ 33.“

b)	 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Die Kammer darf aus den Listen und den Verzeichnissen 
Auskünfte über Namen, akademische Grade und Titel, An-
schriften, Fachrichtungen, Beschäftigungsarten, die Be-
triebsstätte, die Gesellschafterinnen und Gesellschafter, die 
geschäftsführenden Personen und den Gesellschaftszweck, 
den Namen, die Adresse sowie die Versicherungsnummer 
der Berufshaftpflichtversicherung einer Ingenieurgesell-
schaft gemäß § 33 erteilen.“

Artikel 2 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am Tage nach der 
Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. 
Artikel 1 Nummer 2 tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2016 in Kraft.

Berlin, den 4. Februar 2015

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Michael  M ü l l e r

„(4) Die Vorschriften des Ingenieurgesetzes in der Fassung 
vom 1. November 2011 (GVBl. S. 690), das durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 7. Februar 2014 (GVBl. S. 39) geändert worden 
ist, in der jeweils geltenden Fassung und das Recht zum Führen 
akademischer Grade bleiben unberührt.“

7.	 § 33 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 wird nach der Angabe „§ 19“ die Angabe „Ab-
satz 1 und 2“ eingefügt.

bb)	Satz 2 wird aufgehoben.
b)	 Folgende Absätze 4 bis 6 werden angefügt:

„(4) Die Partnerschaftsgesellschaft kann ihre Haftung 
gegenüber Auftraggeberinnen und Auftraggebern für An-
sprüche aus Schäden wegen fehlerhafter Berufsausübung 
durch vorformulierte Vertragsbedingungen auf den vierfa-
chen Betrag der Mindestversicherungssumme für Sach- und 
Vermögensschäden und den einfachen Betrag der Mindest-
versicherungssumme für Personenschäden nach  
§ 19 Absatz 2 beschränken.

(5) Für Verbindlichkeiten der Partnerschaftsgesellschaft 
mit beschränkter Berufshaftung aus Schäden wegen fehler-
hafter Berufsausübung haftet den Gläubigern gemäß § 8 Ab-
satz 4 Satz 1 des Partnerschaftsgesellschaftsgesetzes nur das 
Gesellschaftsvermögen, wenn die Partnerschaftsgesellschaft 
zu diesem Zweck eine Berufshaftpflichtversicherung nach 
den Vorgaben des § 19 Absatz 1 und 2 unterhält.

(6) Zuständige Stelle im Sinne des § 117 Absatz 2 des Ver-
sicherungsvertragsgesetzes ist die Baukammer.“

8.	 § 55 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Nummer 18 wird der Punkt am Ende durch ein Kom-
ma ersetzt.
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Erste Verordnung
zur Änderung der Verordnung zur Bildung von Kammern 

für Handelssachen beim Landgericht Berlin
Vom 8. Februar 2016

Auf Grund des § 93 Absatz 1 und 2 des Gerichtsverfassungsgeset-
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. Mai 1975 (BGBl. I 
S. 1077), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Dezem-
ber 2015 (BGBl. I S. 2525) geändert worden ist, in Verbindung mit 
§ 1 der Verordnung zur Übertragung der Ermächtigung zum Erlass 
von Rechtsverordnungen nach § 93 Absatz 1 des Gerichtsverfas-
sungsgesetzes vom 22. Dezember 2015 (GVBl. S. 599) verordnet 
die Senatsverwaltung für Justiz und Verbraucherschutz:

Artikel 1
Änderung der Verordnung zur Bildung von Kammern 

für Handelssachen beim Landgericht Berlin

§ 1 der Verordnung zur Bildung von Kammern für Handelssachen 
beim Landgericht Berlin vom 7. Januar 2016 (GVBl. S. 4) wird wie 
folgt gefasst:

„§ 1 
Beim Landgericht Berlin werden 16 Kammern 

für Handelssachen gebildet.“

Artikel 2
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 8. Februar 2016

Senatsverwaltung für Justiz 
und Verbraucherschutz
Thomas  H e i l m a n n
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